
 
Der Bürgermeister 
Fachbereich 3 - Recht und Ordnung 
 
 

Vorlage Nr. 036/22 

 
 
 

Betreff: 
 

Aktualisierung der Marktsatzung - Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 
22.12.2021 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 

Rat der Stadt Rheine 18.01.2022 Berichterstattung durch: 
Herrn Krümpel 
Herrn Houppert 

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt 

Produktgruppe 32 Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 
 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge   € Einzahlungen       € 
Aufwendungen        € Auszahlungen       € 
Verminderung Eigenkapital       € Eigenanteil       € 
 
 

Finanzierung gesichert 
 

 Ja  Nein 
durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       
 sonstiges (siehe Begründung) 
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Vorlage Nr. 036/22 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Beschlussvorschlag des Antragstellers: 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bittet mit Antrag vom 22. Dezember 2021 um die 
Umsetzung folgender Punkte: 

1. Der Rat beauftragt die Verwaltung die Marktsatzung zu überarbeiten und eine neue 
Satzung zu entwickeln, um ein breiteres Angebot und die Modernisierung der Wo-
chenmärkte zu ermöglichen. 

2. Die neue Satzung wird mit den betroffenen Akteuren (wie z.B. Marktbeschicker, Han-
dels- und Innenstadtverein) abgestimmt. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

1. Der Rat beauftragt die Verwaltung zu prüfen, ob die Wochenmärkte durch die Auswei-
tung auf regionale Produkte nichtlandwirtschaftlicher Art gestärkt und weiterentwi-
ckelt werden können. 

2. Die etwaige neue Satzung wird mit den betroffenen Akteuren (wie z.B. Marktbeschi-
cker, Handels- und Innenstadtverein) abgestimmt. 

 
 

 
 
 
Begründung: 
 
Begründung des Antragstellers: 
Hier wird auf den als Anlage beigefügten Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 
22. Dezember 2021 verwiesen.  
 
Begründung der Verwaltung: 
Die Wochenmärkte sind laut Marktkalender gegenwärtig sogenannte „grüne Märkte“ auf de-
nen bislang landwirtschaftliche Produkte angeboten werden. Es soll geprüft werden, ob und 
inwieweit das bestehende Angebot der jeweiligen Wochenmärkte um Produkte nichtland-
wirtschaftlicher Art ergänzt werden kann.  
 
Eine Änderung und Neufassung der rechtlichen Bezeichnung „Lebensmittel- und Bedarfsge-
genständegesetz“ ist nicht erforderlich, da dieser Begriff in der aktuellen Markt- und Volks-
festsatzung nicht vorkommt. 
 
Vor dem Hintergrund saisonal unterschiedlicher Platzerfordernisse der einzelnen Marktstän-
de ist insbesondere zu berücksichtigen, ob die bei einer Angebotsausweitung erforderlich 
werdenden zusätzlichen Fahrzeugstellplätze für Besucher der Wochenmärkte verfügbar sind. 
 
Hinsichtlich der Mindestanzahl an erforderlichen Marktbeschickern wird auf die von den Ge-
richten anerkannte Kommentierung zu § 67 Gewerbeordnung verwiesen, die im Hinblick auf 
das beschränkte, auch jahreszeitlich wechselnde Angebot von einer im Regelfall Mindestan-
zahl von 12 bis 24 Anbietern spricht (Gesetzentwurf der Bundesregierung). 
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Anlagen: 
 
Anlage 1: Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 22. Dezember 2021  
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